
Änderungsantrag 

zum Antrag „Etwas Besseres als Olympia“


Antragstellerin: Toni Fochmann, Jasmin Subklewe, Lino Tormin, Erik Böhm, SG Barmbek


1. Änderung von Punkt II bei den Forderungen 

In Punkt II wird das Wort „alle“ gestrichen und ersetzt durch die Formulierung:


„solche Initiativen, die sich ausdrücklich gegen eine Olympia Bewerbung in 
Hamburg einsetzen, insbesondere bestehende Initiativen wie NOlympia Hamburg“


Der neue Punkt II lautet damit:


II. Die Linke Hamburg Nord wird Initiativen unterstützen bzw. sich an ihnen 
beteiligen, die sich für ein Nein beim geplanten Referendum einsetzen und die sich 
ausdrücklich gegen eine Olympia Bewerbung in Hamburg engagieren, insbesondere 
bestehende Initiativen wie NOlympia Hamburg und Bund Hamburg.


2. Anpassung des Punktes zu Informationsmaterialien (Aufforderung 
von Punkt III) 

Der Punkt wird wie folgt ersetzt:


Alt: 

„Der Landesvorstand der Linken wird aufgefordert, aufbauend auf diesen Beschluss 
Material (…) auszuarbeiten.“


Neu: 

„Der Landesvorstand wird gebeten bestehende Materialien zur Olympia Frage um 
eine Darstellung der sozialen und stadtentwicklungspolitischen Folgen für Hamburg 
zu ergänzen und diese den Mitgliedern zur Verfügung stellen.“


3. Ergänzung eines neuen Punktes IV: Wohnen, Gentrifizierung und 
Verdrängung 

Die Forderungen werden wie folgt erweitert:


IV. Die Linke Hamburg Nord stellt fest, dass eine Olympia Bewerbung die ohnehin 
angespannte Wohnungs- und Stadtentwicklungssituation in Hamburg verschärfen 
würde. Große Sportereignisse treiben Bodenpreise und Mieten, erhöhen den 
Investitionsdruck und beschleunigen laufende Gentrifizierungsprozesse.




Die Linke Hamburg Nord setzt deshalb folgende Schwerpunkte:


1. Schutz von Wohnraum und Flächen: 
Grundstücke, die für sozialen oder gemeinwohlorientierten Wohnungsbau 
gebraucht werden, dürfen nicht durch Olympia Planungen gebunden oder 
entzogen werden.


2. Keine Ausnahme- oder Beschleunigungsverfahren:  
Olympia darf nicht als Vorwand dienen, Beteiligung zu schwächen oder 
Mieterrechte auszusetzen.


3. Verdrängung verhindern: 
Quartiere, die bereits von Aufwertung betroffen sind, müssen besonders vor 
spekulativen Erwartungen geschützt werden.


4. Klar benennen, was auf dem Spiel steht:  
Eine Olympia Bewerbung würde die Lage auf dem Wohnungsmarkt verschärfen. 
Ein Nein zu Olympia ist damit auch ein Nein zu zusätzlicher Verdrängung.


4. Einordnung der verbleibenden Textpassagen 

Darüber hinaus wird festgehalten, dass sämtliche Textpassagen, die im ursprünglichen 
Antrag nach den vier zu beschliessenden Punkten folgen, ausschließlich als Begründung 
gewertet werden. Sie werden inhaltlich nicht mitbeschlossen. Der Bezirksverband 
übernimmt diese Passagen nicht als eigene Position, sondern führt sie lediglich als 
erläuternden Hintergrund an.


Begründung 

Der ursprüngliche Antrag lässt zentrale soziale und stadtpolitische Aspekte aus und 
enthält Formulierungen, die weitreichende Selbstbindungen schaffen. Die Unterstützung 
„aller“ Initiativen öffnet die Tür für Gruppen, die sich erst nach dem Beschluss formieren, 
um daraus Ansprüche an den Bezirksverband abzuleiten. Durch die präzise Formulierung 
wird klargestellt, dass sich die Unterstützung auf Initiativen richtet, die tatsächlich und 
öffentlich gegen eine Olympia Bewerbung arbeiten, wie NOlympia Hamburg und Bund 
Hamburg


Auch die Passage zum Landesvorstand braucht eine andere Formulierung, weil bereits 
ein Beschluss der Linken Hamburg vorliegt und keine neue Aufgabenübertragung nötig 
ist. Es geht darum, vorhandenes Material sinnvoll zu ergänzen.


Der Antrag blendet außerdem die wichtigste soziale Frage unserer Zeit aus: Wohnen. Eine 
Olympia Bewerbung würde Bodenpreise anheizen, Investorenaktivitäten verstärken und 
bestehende Dynamiken der Verdrängung beschleunigen. Gerade deshalb muss eine klare 
Absage an Olympia eng mit sozialer Stadtentwicklung verbunden werden.


NOlympia Hamburg hat diese Verbindung seit Jahren überzeugend benannt, und es ist 
sinnvoll, diese Argumente sichtbar in die Begründung aufzunehmen. Dazu gehören:




• Kosten und Fehlprioritäten


Olympia verschlingt Milliarden, während Hamburg dringend bezahlbare Wohnungen, 
soziale Infrastruktur und Investitionen in Schulen, Verkehr und Pflege braucht. Gelder und 
Flächen würden in temporäre Großereignisse statt in langfristige Gemeinwohlprojekte 
fließen.


• Verdrängung und Gentrifizierung


NOlympia weist seit Jahren darauf hin, dass Olympia in vielen Städten zu steigenden 
Mieten, Luxussanierungen und Verdrängung geführt hat. Hamburg erlebt diese Prozesse 
bereits eine Bewerbung würde sie beschleunigen.


• Klimabelastung und Ressourcenverschwendung


Der Aufwand für Infrastruktur, Verkehr, Bauvorhaben und temporäre Anlagen widerspricht 
jeder ernst gemeinten Klima- und Ressourcenschutzpolitik. Ein nachhaltiges Olympia hat 
es bisher nicht gegeben.


• Demokratische Defizite und Zwangslogiken


NOlympia kritisiert zurecht, dass der IOC Host-City-Contract demokratische 
Entscheidungen aushebelt und Städte in Verträge zwingt, die Risiken einseitig bei der 
Bevölkerung abladen. Die Stadt verliert Handlungsspielräume, der IOC gewinnt sie.


• Sicherheits- und Kontrollinfrastruktur


Großereignisse bringen massive Sicherheitsapparate, Überwachung und 
Einschränkungen im öffentlichen Raum. Auch darauf weist NOlympia regelmäßig hin.


• Städtische Entwicklung zugunsten von Investoren


NOlympia betont, dass Olympia häufig als Türöffner für investorengetriebene Projekte 
dient, die ohne den „Hebel Olympia“ politisch kaum durchsetzbar wären.


Diese Argumente liegen schon lange vor und sind  schlüssig. Sie passen nicht nur zu 
einer linken Kritik, sondern auch zu einer realistischen Einschätzung der städtischen 
Konsequenzen. Deshalb ist es sinnvoll, sie im Antrag sichtbar zu machen und den 
Bezirksverband Hamburg Nord klar in diese Linie einzubinden.


Die Linke Hamburg hat sich bereits deutlich mit NOlympia und gegen eine Bewerbung 
positioniert. Der Änderungsantrag stellt sicher, dass der Bezirksverband diese Linie klar 
aufnimmt, präzisiert und auf die sozialen Verhältnisse in Hamburg bezieht.


Damit wird deutlich, worum es politisch wirklich geht: Olympia in Hamburg verhindern, 
aus sozialen, ökologischen und demokratischen Gründen.


